
  

   

 

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre  

nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG 

 

Die Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung am 27. April 2016 enthält gemäß § 121 

Abs. 3 S. 3 Nr. 3 AktG Angaben zu den Rechten der Aktionäre gemäß den §§ 122 Abs. 2, 

126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG sowie gemäß §§ 125, 64 Abs. 2 UmwG und § 293g Abs. 3 

AktG, insbesondere zu den Fristen für die Ausübung dieser Rechte. Die nachfolgenden An-

gaben dienen einer weitergehenden Erläuterung dieser Aktionärsrechte. 

Soweit die Darstellung über die in § 121 Abs. 3 Nr. 3 AktG gesetzlich vorgeschriebenen In-

formationen hinausgeht, geschieht dies ohne Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. 

1. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs . 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstän-

de auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegen-

stand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist 

schriftlich an den Vorstand der paragon AG zu richten und muss der Gesellschaft min-

destens 30 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum 27. März 2016, 

24:00 Uhr , zugehen. Entsprechende Verlangen sind bitte an die folgende Adresse zu 

richten: 

paragon AG 

Vorstand 

Schwalbenweg 29 

33129 Delbrück 



  

   

Die Antragsteller haben entsprechend § 142 Abs. 2 S. 2 AktG nachzuweisen, dass sie 

seit mindestens drei Monaten Inhaber der Aktien sind. Für den Nachweis reicht eine 

entsprechende Bestätigung des depotführenden Instituts aus. Bei der Berechnung der 

Aktienbesitzzeit ist § 70 AktG zu beachten, der in bestimmten Fällen zu einer Fiktion 

bzw. Zurechnung des Aktienbesitzes führt. 

Es besteht eine rechtliche Unsicherheit, ob die Frist von drei Monaten auf den Zeit-

punkt des Zugangs des Ergänzungsverlangens bei der Gesellschaft oder des Tages 

der Hauptversammlung zu berechnen ist. Im erstgenannten Fall müssten die Antrag-

steller nachweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem Zugang des Er-

gänzungsverlangens bei der Gesellschaft Inhaber der Aktien sind. Im letztgenannten 

Fall müssten die Antragsteller nachweisen, dass sie mindestens seit dem 27. Januar 

2016, 00:00 Uhr , Inhaber der Aktien sind.  

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zu-

gang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur 

Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die 

Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem un-

ter der Internetadresse www.paragon.ag im Bereich Investor Relations / Hauptver-

sammlung bekannt gemacht und den Aktionären zusammen mit der Einberufung der 

Hauptversammlung nach § 125 Abs. 1 S. 3 AktG mitgeteilt. 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs . 1, 127 AktG 

Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge zu den Beschlussvorschlägen von Vor-

stand und/oder Aufsichtsrat zu den Tagesordnungspunkten zu stellen sowie Vorschlä-

ge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und von Abschlussprüfern zu machen, soweit 

solche Wahlen auf der Tagesordnung vorgesehen sind. 

Im Vorfeld der Hauptversammlung sind Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktio-

nären im Sinne der §§ 126 Abs. 1, 127 AktG ausschließlich an die folgende Adresse zu 

richten: 

paragon AG 

Hauptversammlung 2016 

Schwalbenweg 29 

33129 Delbrück 

Telefax: +49 5250 9762-63 

E-Mail: Antraege-HV2016@paragon.ag  



  

   

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksich-

tigt. Gegenanträge der Aktionäre zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung müs-

sen mit einer Begründung versehen sein. Ein Wahlvorschlag muss nicht begründet 

werden. 

Zusätzlich zu den in § 126 Abs. 2 AktG (siehe unten) genannten Gründen braucht der 

Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann nicht zugänglich zu machen, 

wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort des vorgeschlage-

nen Kandidaten enthält. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern müssen 

auch dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn ihnen keine Angaben zu der Mit-

gliedschaft der vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten in anderen gesetzlich zu bil-

denden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt sind. Angaben 

zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

Stellen mehrere Aktionäre Gegenanträge zu demselben Gegenstand der Beschluss-

fassung oder machen sie gleiche Wahlvorschläge, so kann der Vorstand die Gegenan-

träge und Wahlvorschläge sowie ihre Begründungen zusammenfassen. 

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu 

den verschiedenen Tagesordnungspunkten und Vorschläge zur Wahl von Aufsichts-

ratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern auch ohne vorherige und fristgerechte 

Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, 

auch wenn sie der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt wurden, nur dann zur Ab-

stimmung gelangen können, wenn sie während der Hauptversammlung gestellt wer-

den. 

Rechtzeitig innerhalb der Frist des § 126 Abs. 1 AktG, d. h. spätestens bis zum 

12. April 2016, 24:00 Uhr , unter vorstehender Adresse eingegangene, ordnungsge-

mäße Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden einschließlich des 

Namens des Aktionärs sowie zugänglich zu machender Begründungen unter der Inter-

netadresse www.paragon.ag im Bereich Investor Relations / Hauptversammlung veröf-

fentlicht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der ge-

nannten Internetadresse zugänglich gemacht. 

Nach diesem Zeitpunkt eingegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen 

nicht veröffentlicht werden. 

§ 126 Abs. 2 des Aktiengesetzes lautet:  



  

   

§ 126 Anträge von Aktionären  

 (2) 1 Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich ge-

macht zu werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar ma-

chen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Be-

schluss der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche 

oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Ak-

tionärs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach 

§ 125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher 

Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei 

Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich ge-

macht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der 

zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversamm-

lung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversamm-

lungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder 

nicht hat stellen lassen. 

2 Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 

insgesamt mehr als 5 000 Zeichen beträgt. 

§ 127 Wahlvorschläge von Aktionären 

1 Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 

von Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. 2 Der Wahlvorschlag braucht nicht 

begründet zu werden. 3 Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann 

nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 

Abs. 3 Satz 3 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 

3. Auskunftsrechte gemäß § 131 Abs. 1 AktG, § 293g Abs. 3 AktG, §§ 125, 64 

Abs. 2 UmwG 



  

   

In der Hauptversammlung ist jedem Aktionär oder Aktionärsvertreter auf Verlangen 

vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft einschließlich der 

rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unter-

nehmen sowie über die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbe-

zogenen Unternehmen zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung 

eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweige-

rungsrecht besteht. Außerdem ist zu dem Tagesordnungspunkt 7 jedem Aktionär auf 

Verlangen in der Hauptversammlung Auskunft über alle für die Ausgliederung wesent-

lichen Angelegenheiten der unter dem Tagesordnungspunkt genannten Tochtergesell-

schaft zu geben. Schließlich ist zu dem Tagesordnungspunkt 8 jedem Aktionär auf Ver-

langen in der Hauptversammlung Auskunft auch über alle für den jeweiligen Vertrags-

schluss wesentlichen Angelegenheiten der unter dem Tagesordnungspunkt genannten 

Tochtergesellschaft zu geben. 

* * * 


